
konzentrierten Verfassungsgerichtsbarkeit der Fall, zu der meistens auch
die institutionelle oder verfahrensmässige Selbständigkeit gehört.28 Dem
entspricht auch, dass sich die Frage eines speziellen Verfahrensrechts nur
in diesem Zusammenhang, d. h. bei der Verfassungsgerichtsbarkeit nach
dem österreichischen Muster, stellt.29

Die liechtensteinische Rechtsordnung hat sich für das sogenannte
österreichische System der konzentrierten Verfassungsgerichtsbarkeit
entschieden.30 Der Staatsgerichtshof ist die von der Verfassung einge-
richtete einzige und alleinige Instanz, die letztverbindlich über Verfas-
sungsfragen entscheidet. Damit ist aber nicht gesagt, dass die anderen
Gerichtsinstanzen bei der Anwendung von Rechtsnormen nicht verfas-
sungskonform vorzugehen bzw. sich an die Verfassung zu halten ha-
ben.31 Die Einrichtung einer eigenständigen Verfassungsgerichtsbarkeit
schliesst die übrigen Gerichte nicht von Verfassungsfragen aus. Sie sind
auch verpflichtet, die Verfassungsmässigkeit des Gesetzes oder der Ver-
ordnung, die sie in einem Rechtsstreit anwenden, zu prüfen. Die Prü-
fungskompetenz erstreckt sich jedoch nur auf die Verfassungsmässigkeit
des Gesetzes bzw. der Verordnung. Kommen die Gerichte zum Schluss,
das anzuwendende Gesetz bzw. die anzuwendende Verordnung sei ver-
fassungswidrig, müssen sie das Verfahren unterbrechen und diese Frage
gemäss Art. 18 Abs. 1 Bst. b bzw. Art. 20 Abs. 1 Bst. a StGHG dem
Staatsgerichtshof zur Entscheidung vorlegen.32

§ 2 STAATSGERICHTSBARKEIT

I. Begriffliche Herkunft

Der Begriff «Staatsgerichtsbarkeit» lässt sich wie die Verfassungsge-
richtsbarkeit33 nicht einheitlich definieren. Sie stellt eine Sammelbe-
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§ 2 Staatsgerichtsbarkeit

28 Schuler, S. 31 f.
29 Vgl. Holoubek, S. 17.
30 Vgl. Wille, Verfassungsgerichtsbarkeit, S. 10; eingehend zur Entstehung und Entfal-

tung des österreichischen Modells der Verfassungsgerichtsbarkeit Öhlinger, Entste-
hung, S. 581 ff.

31 Siehe auch Wille, Verfassungsgerichtsbarkeit, S. 48.
32 Vgl. für Deutschland Grimm, S. 192.
33 Vgl. Korinek, Verfassungsgerichtsbarkeit, S. 21 f.


